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Neue Serie: Pflege und die Telematikinfrastruktur, Teil 1

Die wichtigsten Regelungen  
zum DVPMG und zu DiPA
Die Zeichen stehen auch in der Pflege auf Digitalisierung. Die Branche muss sich bereit 

machen für die Telematikinfrastruktur. In einer fünfteiligen Serie beleuchten wir den 

Themenkomplex detaillierter. 

Von Dietmar Wolff

Berlin // Die Pflege ist durch die Co-
rona-Pandemie, durch die Belastung 
der Pflegekräfte und die teilweise ka-
tastrophalen Folgen omnipräsent in 
den Medien und bei den Bürgern. 
Fast unbemerkt passiert da neben-
bei ganz Außergewöhnliches, treibt 
der Bundesgesundheitsminister die 
Digitalisierung der Pflege in großen 
Schritten voran. Dem Digitale-Ver-
sorgung-Gesetz (DVG) vom Novem-
ber 2019 – mit der Einbindung der 
Pflegeeinrichtungen in die Telematik- 
infrastruktur als Option – folgte das 
Gesetz zum Schutz elektronischer Pa-
tientendaten in der Telematikinfra-
struktur (PDSG) vom April 2020 – mit 

der Nutzung der elektronischen Pa-
tientenakte und der Anwendungen 
der Telematikinfrastruktur durch die 
Pflege – und aktuell mit dem Digitale-
Versorgung-und-Pflege-Modernisie-
rungs-Gesetz (DVPMG).

Inzwischen hat der Bundesrat 
in seiner Sitzung am 5. März zum 
DVPMG Stellung genommen und der 
Bundestag dieses in einer ersten Be-
ratung am 25. März behandelt. Da-
mit geht das Gesetz jetzt in die weite-
ren Beratungen und es lohnt sich, sich 
mit einem Update der geplanten Än-
derungen zu beschäftigen.

Das DVPMG konkretisiert die  
Digitalisierung

Begann der letzte Bericht zum 
DVPMG (CAREkonkret, 48/2020) mit 
den Worten des Bundesgesundheits-
ministers Jens Spahn noch mit: „Gute 
Pflege kann noch besser werden, 
wenn sie digital unterstützt wird“, so 
hat der Minister nicht nur verbal die 

Digitalisierung konkretisiert. Spahn 
sagte kürzlich im Bundestag, als er 
das Gesets zur digitalen Modernisie-
rung von Versorgung und Pflege vor-
stellte: „Gute Pflege braucht mensch-
liche Zuwendung. Sinnvolle Apps und 
digitale Anwendungen können Pfle-
gebedürftigen aber helfen, ihren All-
tag besser zu bewältigen.“ Das DV-
PMG wird tatsächlich konkreter als 
DVG und PDSG darin, wie Pflegeein-
richtungen angebunden, der elektro-
nische (Heil-)Berufsausweis und die 
Institutionskarten für den Zugang 
zur Telematikinfrastruktur (TI) ge-
nutzt, Prozesse der intra- und inter-
sektoralen Kommunikation über die 
TI definiert werden sollen. 

Schon in der Einleitung zum Ge-
setzesentwurf wird die Ausrichtung 
klar: „Insbesondere der Bereich der 
Pflege muss von der flächendecken-
den Vernetzung, dem Zugriff auf die 
elektronische Patientenakte und den 
komfortablen Versorgungsmöglich-
keiten per Videosprechstunde profi-
tieren. Digitale Anwendungen kön-
nen Pflegebedürftige begleiten und 
einen Beitrag dazu leisten, dass diese 
ihren Pflegealltag auch in der Interak-
tion mit Angehörigen und ambulan-
ten Pflegediensten besser organisie-
ren und bewältigen können.“ 

Wesentliche Inhalte des  
Gesetzesentwurfs

ee Neue digitale Anwendungen 
auch in der Pflege 

Nach den digitalen Gesundheitsan-
wendungen (DiGAs) soll es auch in 

der Pflege digitale Helfer auf mobi-
len Endgeräten oder als browserba-
sierte Webanwendung geben. Die di-
gitalen Pflegeanwendungen (DIPAs) 
sind zum Beispiel Apps für die Sturz-
risikoprävention, Gedächtnisspiele 
Ffür Menschen mit Demenz, Deku-
bitus-Versorgung, Kommunikation 
zwischen Pflegefachkräften und An-
gehörigen. Eine Erstattungsfähigkeit 
der DIPAs soll geprüft und diese über 
die Aufnahme in ein zentrales Regis-
ter beim Bundesinstitut für Arznei-
mittel und Medizinprodukte (BfArM) 
geregelt werden. Dazu kommt der 
Anspruch der Pflegebedürftigen auf 
ergänzende Unterstützung bei der 
Nutzung durch ambulante Pflege-
dienste bis zu einer Höhe von mo-
natlich 50 Euro. 
ee Die Pflegeberatung soll um digi-

tale Elemente erweitert werden. 
ee Telemedizin wird ausgebaut

Neben Vor-Ort-Arztterminen können 
dann auch telemedizinische Leistun-
gen vermittelt werden, auch die des 
kassenärztlichen Bereitschaftsdiens-
tes. 
ee Weiterentwicklung von E-Rezept 

und E-Patientenakte: 
Für den Bereich der häuslichen Kran-
kenpflege, der außerklinischen In-
tensivpflege (beide ab 1. Juli 2024), 
der Heil- und Hilfsmittel (ab 1. Juli 
2026) und weiterer verschreibungs-
pflichtiger Arzneimittel werden elek-
tronische Verordnungen eingeführt. 
Zur Sicherstellung einer flächende-
ckenden Nutzbarkeit werden die Er-
bringer der verordneten Leistungen, 
wie zum Beispiel ambulante Pflege-

dienste, zum Anschluss an die TI zum 
1. Januar 2024 verpflichtet. Die im Zu-
sammenhang mit der Anbindung an 
die Telematikinfrastruktur verbunde-
nen Ausstattungs- und weiteren Be-
triebskosten sollen den betroffenen 
Leistungserbringergruppen auf der 
Grundlage entsprechender Finanzie-
rungsregelungen erstattet werden. 
ee Nationales Gesundheitsportal:

Dieses soll vom BMG errichtet und 
betrieben werden und gesundheits- 
und pflegebezogene Informationen 
barrierefrei in allgemein verständli-
cher Sprache zur Verfügung stellen.
Ergänzend wurden vom Bundesrat 
folgende Empfehlungen abgegeben:
ee Die Beratung durch die Pflege-

stützpunkte sollte auf Wunsch 
einer anspruchsberechtigten Per-
son auch durch barrierefreie di-
gitale Angebote ergänzt werden 
können.

ee Wie für die DiGAs sollte auch für 
den Bereich der DiPAs eine Auf-
nahme in das BfArM-Verzeichnis 
zur Erprobung für bis zu zwölf 
Monate erfolgen (sogenannter 
„Fast Track“), um den Anreiz zur 
Schaffung solcher Anwendungen 
zu erhöhen. 

ee Neu diskutiert werden soll die 
Strafbarkeit für Hersteller di-
gitaler Gesundheits- und dann 
auch Pflegeanwendungen nach 
§ 203 Strafgesetzbuch „Verlet-

zung von Privatgeheimnissen“ 
mit Freiheitsstrafen von bis zu 
zwei  Jahren.

Fortsetzung folgt

Das DVPMG wird sicherlich im Laufe 
der gesetzgeberischen Beratungen 
noch die eine oder andere Verände-
rung erfahren. Wir werden in dieser 
Serie den gesamten Themenkomplex 
„Pflege in die Telematikinfrastruktur“ 
detaillierter beleuchten und dabei 
rechtliche und technische Grundla-
gen, die (Re-)Finanzierung, die ver-
schiedenen Anwendungen der TI 
(ePA, MIO, KIM, eRezept, ePflegebe-
richt,  Fernbehandlung und Tele-
medizin, DiGA und DiPA) erläutern. 
Ebenfalls soll es einen Leitfaden für 
Einrichtungen und Verbände zur Vor-
bereitung auf die TI liefern und Hin-
weise geben, wie durch Information, 
Schulung und konkrete Nutzenstif-
tung Akzeptanz bei professionell Pfle-
genden und Pflegebedürftigen sowie 
deren Angehörigen geschaffen wer-
den kann.
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Die Pflege bereitet sich auf die Anbindung an die Telematikinfrastruktur vor. 
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DIE THEMEN IM ÜBERBLICK

1. DVPMG und DiPA: Die wichtigsten Regelungen im Überblick 
2. Telematikinfrastruktur in der Pflege: rechtliche und technische Grund

lagen, (Re)Finanzierung
3. ePA, MIO, KIM, eRezept, ePflegebericht, Fernbehandlung und Telemedi

zin, DiGA und DiPA: Was ist das und was kann ich damit anfangen? 
4. IstAnalyse: Wo stehe ich, was muss ich tun, wo will ich hin? Ein Leit

faden für Einrichtungen und Verbände zur Vorbereitung auf die TI
5.  Potenziale schöpfen: Akzeptanz bei professionell Pflegenden und  

Pflegebedürftigen sowie deren Angehörigen schaffen durch Informa
tion, Schulung und konkrete Nutzenstiftung

Allianz für Digitale Pflegeanwendungen wächst weiter

VDAB ist Mitglied der SVDiPA-Allianz
Berlin // Die Allianz für Digitale Pfle-
geanwendungen (SVDiPA) hat mit 
dem Verband Deutscher Alten- und 
Behindertenhilfe (VDAB) einen wei-
teren Partner gewonnen. Ziel sei 
es, die Digitalisierung in der Pflege 
auf eine breitere Basis zu stellen, so 
VDAB-Bundesgeschäftsführer Tho-
mas Knieling.

Knieling sieht laut Pressemittei-
lung der SVDiPA-Allianz die Notwen-
digkeit, dass die Digitalisierung ein 
Gemeinschaftsprojekt aller Akteure 
im Gesundheitswesen werden muss: 
„Der Umgang mit den technischen 

Entwicklungen ist derzeit so zer-
splittert, wie das Gesundheitswesen 
selbst. Soll Digitalisierung ihre volle 
Wirkung zugunsten von Pflegebe-
dürftigen und Pflegenden entfalten, 
so muss sie ein Gemeinschaftsprojekt 
aller Akteure im Gesundheitswesen 
werden.“ Besonders für den pflege-
rischen Mittelstand seien neue digi-
tale Applikationen gerade in Zeiten 
schwindender personeller Ressour-
cen und steigender Qualitätsanfor-
derungen mit vielen Chancen und 
Entwicklungsmöglichkeiten im Un-
ternehmen verbunden, so Knieling.

Telematik- 
infrastruktur

Umfrage: Städte sind weniger beliebt bei älteren Menschen

Viele Senioren zieht es in ein ruhiges Umfeld mit Natur
Frankfurt am Main // Viele ältere 
Menschen legen beim Wohnen Wert 
auf viel Grün, Ruhe und eine gute An-
bindung etwa an Ärzte und Super-
märkte. Sie ziehen das Leben auf dem 
Land der Stadt vor, zeigt eine aktuelle 
Umfrage des Marktforschers Yougov 
unter 1 022 Senior:innen ab 60 Jah-
ren. Demnach favorisiert nur gut 
jede:r Fünfte (22 Prozent) eine Lage 
direkt in der Stadt. Fast der Hälfte 
der Befragten (46 Prozent) ist dage-
gen ein eher ländliches Umfeld wich-
tig. Alle Teilnehmer der Studie lebten 
in eigenen Häusern oder Wohnun-

gen. Oben auf der Wunschliste älte-
rer Menschen stehen laut der Studie 
im Auftrag des Finanzdienstleisters 
Deutsche Teilkauf kurze Wege zu Su-
permärkten und Ärzten (73 Prozent) 
und viel Grün (71 Prozent), gefolgt 
von guten Kontakten zu Nachbarn 
(61 Prozent) sowie viel Ruhe (57 Pro-
zent). Eine gute Anbindung an den 
öffentlichen Nahverkehr, wie sie oft 
in Städten oder dicht besiedelten Ge-
genden zu finden ist, ist dagegen nur 
gut einem Drittel der Befragten wich-
tig (36 Prozent). Dass es ältere Men-
schen entgegen der Binnenwande-

rung selten in die Stadt zieht, zeigt 
auch eine Studie des Instituts der 
deutschen Wirtschaft (IW) von 2019. 
Demnach werden Städte tendenzi-
ell jünger, da sie junge Erwachsene 
für Ausbildung, Studium oder Job 
anziehen. Ländliche Regionen hinge-
gen altern. Die Umzugsbereitschaft 
vieler Senior:innen ist laut der Deut-
sche Teilkauf-Studie gering. So wol-
len gut drei Viertel der Befragten (76 
Prozent) auf jeden Fall in ihrem Eigen-
tum wohnen bleiben. In einem Seni-
oren- oder Pflegeheim will dagegen 
kaum jemand leben (3 Prozent). (dpa)


